
Vorlagefragen 

1. Gelten die vom Gerichtshof der Europäischen Union im 
Urteil vom 8. Mai 2008, Ecotrade (verbundene Rechtssachen 
C-95/07 und C-96/07, Slg. 2008, I-3457), aufgestellten 
Grundsätze, denen zufolge Art. 18 Abs. 1 Buchst. d und 
Art. 22 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG ( 1 ) des Rates 
vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif­
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemein­
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage in der durch die Richtlinie 
91/680/EWG ( 2 ) des Rates vom 16. Dezember 1991 geän­
derten Fassung einer Praxis der Berichtigung von Steuerer­
klärungen und der Erhebung der Mehrwertsteuer entgegen­
stehen, nach der eine Nichterfüllung zum einen der Ver­
pflichtungen, die sich aus den von der nationalen Regelung 
in Anwendung von Art. 18 Abs. 1 Buchst. d vorgeschrie­
benen Förmlichkeiten ergeben, und zum anderen der Auf­
zeichnungs- und Erklärungspflichten nach Art. 22 Abs. 2 
und 4 im Fall der Anwendung des Reverse-Charge-Verfah­
rens mit der Versagung des Abzugsrechts geahndet wird, 
auch bei einer völligen Missachtung der in der nationalen 
Regelung vorgesehenen Verpflichtungen, wenn jedenfalls 
hinsichtlich der Stellung als Steuerschuldner und seines 
Rechts auf Vorsteuerabzug keine Zweifel bestehen? 

2. Beziehen sich die Ausdrücke „materielle Anforderungen“ 
(obblighi sostanziali), „substantive requirements“ und „exi­
gences de fond“, die vom Gerichtshof in den verschiedenen 
Sprachfassungen des Urteils Ecotrade verwendet werden, in 
Fällen des sogenannten Reverse-Charge-Verfahrens, das im 
Bereich der Mehrwertsteuer vorgesehen ist, auf die Notwen­
digkeit der Zahlung der Mehrwertsteuer oder der Über­
nahme der Steuerschuld oder auf das Vorliegen der mate­
riellen Voraussetzungen — wie z. B. Inhärenz, Besteuerbar­
keit, völlige Abzugsfähigkeit —, welche die Unterwerfung 
des Steuerpflichtigen unter diese Steuer rechtfertigen und 
das Abzugsrecht regeln, das darauf ausgerichtet ist, den uni­
onsrechtlichen Grundsatz der Neutralität der genannten 
Steuer zu wahren? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

( 2 ) Richtlinie 91/680/EWG des Rates vom 16. Dezember 1991 zur 
Ergänzung des gemeinsamen Mehrwertsteuersystems und zur Ände­
rung der Richtlinie 77/388/EWG im Hinblick auf die Beseitigung der 
Steuergrenzen (ABl. L 376, S. 1). 
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Anträge 

Die Klägerin beantragt 

— festzustellen, dass die Bundesrepublik Deutschland gegen 
ihre Verpflichtungen aus Artikel 49 AEUV und Artikel 31 
EWR-Abkommen ( 1 ) verstoßen hat, indem sie Vorschriften 
erlassen und beibehalten hat, nach denen die Steuer auf stille 
Reserven, die bei der entgeltlichen Veräußerung bestimmter 
Anlagegüter realisiert worden sind, durch „Übertragung“ auf 
neu angeschaffte oder hergestellte Anlagegüter bis zu deren 
Verkauf gestundet wird, soweit die letztgenannten Güter 
zum Anlagevermögen einer inländischen Betriebsstätte des 
Steuerpflichtigen gehören, während eine solche Stundung 
nicht möglich ist, soweit dieselben Güter zum Anlagever­
mögen einer Betriebsstätte des Steuerpflichtigen gehören, die 
sich in einem anderen Mitgliedstaat oder einem anderen 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums befindet. 

— der Bundesrepublik Deutschland die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Nach den deutschen Vorschriften werde im Falle der Veräuße­
rung bestimmter betrieblicher Anlagegüter der resultierende Ver­
äußerungsgewinn nicht sofort besteuert, wenn der Steuerpflich­
tige wiederum innerhalb eines bestimmten Zeitraums bestimmte 
betriebliche Anlagegüter neu anschafft oder herstellt. In diesem 
Falle werde die Besteuerung des genannten Veräußerungs­
gewinns aus den ursprünglichen Gütern im Wege einer „Über­
tragung“ der entsprechenden stillen Reserven bis zur Veräuße­
rung der neu angeschafften oder hergestellten Güter gestundet. 
Diese Stundung könne jedoch nur gewährt werden, wenn die 
neu angeschafften oder hergestellten Güter zum Anlagever­
mögen einer inländischen Betriebsstätte gehören, nicht jedoch, 
wenn sich die betreffende Betriebsstätte in einem anderen Mit­
gliedstaat oder einem anderen Staat des Europäischen Wirt­
schaftsraums befinde. Nach Ansicht der Kommission verstoße 
diese Regelung gegen die Niederlassungsfreiheit. 

( 1 ) Abkommen vom 2. Mai 1992 über den Europäischen Wirtschafts­
raum, ABl. 1994 L 1, S. 3. 
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